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Die drei Säulen des Kartellrechts 

Kartellrecht

Verbot von Kartellen

Verbot von Vereinbarungen und 

abgestimmten Verhaltensweisen, die 

den Wettbewerb beschränken

Fusionskontrolle

Kontrolle des externen Wachstums 

durch Zusammenschlüsse

Marktmissbrauchsverbot

Verbot

der missbräuchlichen Ausnutzung 

einer marktbeherrschenden Stellung

Kontrolle des Marktverhaltens Kontrolle der Marktstruktur
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Vertragliche Kooperation vs. Gesellschaftsrechtliche Kooperation

Thema Vertragliche Kooperation Gesellschaftsrechtliche Kooperation

Gründung Å Geringe Gründungskosten

Å Lediglich schuldrechtliche Vereinbarung

Å Vglw. aufwendiger Gründungsprozess, 

insb. bei Kapitalgesellschaften

Ausgestaltung Å Hoher Gestaltungsspielraum

Å Grds. niedrigerer 

Verwaltungsaufwand ohne selbständige 

Organisation

Å Finanzierung durch Partner selbst

Å Tlw. zwingende rechtliche Vorgaben

Å Vglw. hoher Verwaltungsaufwand mit 

eigener Organisation

Å Finanzierung durch Vermögensaufbau

Abstimmung Å IdR Stimmverteilung nach Köpfen Å IdR Stimmverteilung nach Kapitalanteil

Haftung Å Unmittelbare Haftung der Partner Å Haftungsabschirmung möglich

Laufzeit Å Üblicherweise für kürzere Projekte Å IdR langfristig angelegt

Beendigung Å Aufhebung / Kündigung der 

schuldrechtlichen Vereinbarung

Å Liquidationsverfahren bei Beendigung

Insolvenz Å Insolvenz eines Partners führt in der 

Regel zur Beendigung

Å Insolvenz eines Partners lässt 

Fortbestand idR unberührt
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Å Prüfungsrahmen: 

Strukturkontrolle

Fusionskontrolle (N.B. Doppelkontrolle in Deutschland), 

Investitionskontrolle, Subventionskontrolle

Å (aufwendiger) internationaler Prüf- und Meldeprozess 

Å Vollzugsverbot: Unternehmen dürfen einen Zusammenschluss 

nicht vor Freigabe der zuständigen Behörden umsetzen.

Å Berücksichtigung im Unternehmenskaufvertrag / 

Transaktionsvertrag

Aufschiebende Bedingung

Risikoverteilung

Wettbewerbsverbote 

Beschränkungen zwischen Signing und Closing 

Å Auswirkungen auf die Zeitplanung und ggf. den Inhalt einer 

Transaktion

Å Prüfungsrahmen:

Verhaltenskontrolle 

Allgemeines Kartellverbot (ergänzt durch GVOs, Leitlinien)

Å Selbstveranlagung (informelle und formelle Konsultation)

Å Betrifft sämtliche Formen der Kooperationen zwischen 

Wettbewerbern, insb. in Bezug auf Forschung- und Entwicklung, 

Vertrieb- und Produktion und Nachhaltigkeit

Å Keine pauschale Vermutung der Effizienzsteigerungen ï

individueller Prüfungsrahmen

Å Auswirkungen auf den Kooperationsvertag

Ausgestaltung entlang den Vorgaben für die jeweilige 

Fallgruppe 

Compliance-Regelungen (insb. zu Informationsaustausch) 

Vertragliche Kooperation vs. Gesellschaftsrechtliche Kooperation

Vertragliche Kooperation Gesellschaftsrechtliche Kooperation
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Wie erfolgt die kartellrechtliche Beurteilung von Kooperationen?

Å Es gibt kein grundsätzliches Verbot von Kooperationen zwischen Unternehmen, auch nicht zwischen Wettbewerbern

Å Aber: Bestimmte Absprachen (sog. Hardcore-Absprachen) sind auch im Rahmen von Kooperationen regelmäßig 

unzulässig, z.B. Preisabsprachen (auch über Preisbestandteile), Gebiets-, Kunden-, oder Mengenabsprachen

Å Dazwischen genaue Analyse des Einzelfalls notwendig:

- Wettbewerbsbeschränkungen nach Art. 101 (1) AEUV, Ä1 GWB gegeben?

- Freistellung nach einer sog. Gruppenfreistellungsverordnung möglich?

- Einzelfreistellung nach Art. 101 (3) AEUV, Ä2 GWB möglich?

ü Beurteilung anhand der sog. Horizontal-Leitlinien der EU-Kommission häufig hilfreich!

Was sind die Folgen von Verstößen gegen das Kartellrecht?

Å Die Kooperationsvereinbarung oder Teile davon können unwirksam und nicht durchsetzbar sein.

Å Hohe Geldbußen von bis zu 10 % des weltweiten Umsatzes, Schadensersatzforderungen

Kooperationen und Kartellrecht
Kartellrechtliche Beurteilung & wichtige Arten von Kooperationen
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Forschungs- & 

Entwicklungskooperationen02
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Å FuE-Kooperation: Kooperation zwischen Unternehmen zur gemeinsamen Forschung und Entwicklung von Produkten 

oder Technologien oder die entgeltliche Forschung und Entwicklung von Produkten oder Technologien

Zulässige FuE-Kooperation Unzulässiges Innovationskartell

Å Denkbare Praxisbeispiele für FuE-Kooperationen:

Gemeinsame Entwicklung von energiesparenden Produktionstechniken

Gemeinsame Erforschung, Entwicklung und Vermarktung eines völlig neuen Produktes 

Gemeinsame Erforschung von Standards und Schnittstellen für die Digitalisierung, z.B. für Internet of Things

Forschungs-& Entwicklungskooperationen (ĂFuE-Kooperationñ)
Was ist damit gemeint?
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Å Die FuE-Gruppenfreistellungsverordnung (ĂFuE-GVO") schafft einen Ăsafe-harbourñ, sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind

Å FuE-Vereinbarungen sind vom Kartellverbot des Art 101 Abs. 1 AEUV, Ä1 GWB freigestellt, wenn mindestens gewährleistet ist:

- alle Vertragsparteien erhalten uneingeschränkten Zugang zu den Endergebnissen der FuE-Kooperation

- die FuE-Vereinbarung enthält keine Kernbeschränkungen oder nicht freigestellte Vereinbarungen

- im Falle einer gemeinsamen FuE zwischen tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerbern darf der gemeinsame Marktanteil auf 

dem relevanten Produkt- und Technologiemarkt 25 % nicht überschreiten

Å Für eine anschließende, gemeinsame Verwertung der FuE-Ergebnisse gilt außerdem:

- zulässig, wenn die FuE-Ergebnisse für die Herstellung der Vertragsprodukte oder der Technologie unerlässlich sind und durch 

Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind oder Know-how darstellen 

- während der ersten sieben Jahre nach dem Markteintritt, wenn die Parteien alle Bedingungen zum Zeitpunkt der FuE-Vereinbarung 

erfüllen; nach den ersten sieben Jahren, wenn der gemeinsame Marktanteil der Parteien weiterhin nicht mehr als 25 % beträgt

- Spezialisierung möglich: Einzelne Tätigkeiten für die Verwertung werden verteilt z.B. Produktion, Vertrieb etc.

Å Ohne eine gemeinsame Verwertung der FuE-Ergebnisse:

- jede Partei muss Zugang zu bereits bestehendem Know-how der anderen Parteien erhalten, wenn dieses Know-how für die 

Verwertung der Ergebnisse unerlässlich ist

Forschungs- & Entwicklungskooperationen
Rechtliche Einordnung
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GVO-Dschungel

?

Technologietransfer 

(ĂTTñ)-GVO

Vertikal-GVO

F&E GVO

Spezialisierungs-
GVO Supply

Develop

ment and 

Supply

License

MTAMSA

License 

and 

Collabora

tion 
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Gegenüberstellung F&E-GVO vs. TT-GVO
F&E-GVO TT-GVO

Ziel
Gemeinsame F&E und ggf. gemeinsame

Verwertung

Lizenzierung von Technologierechten mit dem Ziel

der Produktion von Vertragsprodukten

Marktan-

teilsschwelle

Nur bei Wettbewerbern: gemeinsamer Markt-

anteil < 25%

Keine Wettbewerber: Individuelle Marktanteile < 

30 %

(Potentielle) Wettbewerber: gemeinsamer 

Marktanteil < 20 %

Dauer der 

Freistellung

Keine Wettbewerber: Dauer der F&E-Tätigkeiten

und 7 weitere Jahre ab dem Tag des ersten

Inverkehrbringens der Produkte oder Dienst-

leistungen (und solange weiter, wie der gemein-

same Marktanteil < 25 % ist)

(Potentielle Wettbewerber): Identischer Zeit-

raum, sofern der gemeinsame Marktanteil von 

Beginn an < 25 % 

Know-how-Vereinbarungen: bis zum Offen-

kundigwerden freigestellt

IP-Rechte: Dauer an die Existenz des

Schutzrechts geknüpft (darf weder abgelaufen,

erloschen noch ungültig sein; Freistellung be-

steht, bis das letzte Schutzrecht seinen Charakter

verliert, die einzelnen Technologien sind zu einem

Paket gebündelt)

Vorteil

z. T. Einschränkung der F&E-Tätigkeiten der

anderen Partei sowie weitere Beschränkungen

der Verwertungsmöglichkeiten

Weitergehende Möglichkeit der Zuweisung von

Gebieten und Kundengruppen (bspw. Verbot des

aktiven und passiven Vertriebs bei exklusiver

Zuweisung)

Nachteil
Grds. uneingeschränkter Zugang zu F&E-Ergeb-

nissen (inkl. IPR und Know-how)

Bei (potentiellen) Wettbewerbern: Grds. kaum

Möglichkeiten die F&E-Tätigkeiten der anderen

Partei einzuschränken
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Vertriebs- und 

Produktionskooperation03
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Å Vermarktungsvereinbarung: Vereinbarung zwischen Wettbewerbern über den Verkauf, den 

Vertrieb oder die Verkaufsförderung ihrer Produkte

Å Denkbare Praxisbeispiele für Vermarktungskooperationen:

Aufbau eines gemeinsamen Online-Shops oder Online-Präsenz 

Aufbau gemeinsamer Logistikstrukturen 

Gemeinsame Werbeaktionen 

Gemeinsamer Markteintritt in bestimmten Zielländern aufgrund hoher 

Investitionsanforderungen 

Vermarktungsvereinbarungen
Was ist damit gemeint?
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Å Vermarktungsvereinbarungen, insbesondere Verkaufsvereinbarungen mit Wettbewerbern, können mit Art. 101 Abs. 1 AEUV 

in engen Grenzen vereinbar sein

Å Es dürfen keine bezweckten Wettbewerbsbeschränkungen vereinbart werden, wie z.B.:

- Preisfestsetzung (einschließlich Preisbestandteile wie Rabatte etc.)

- Aufteilung von Märkten oder Kundengruppen

- Einschränkung der Produktion oder des Outputs

Å Vermarktungsvereinbarungen können mit Art. 101 Abs. 1 AEUV vereinbar sein, wenn sie objektiv notwendig sind, um 

überhaupt in einen neuen Markt eintreten zu können

Å Liegt der gemeinsame Marktanteil unter 15 %, spricht dies häufig für eine Vereinbarkeit mit Art. 101 Abs. 1 AEUV, sofern 

keine bezweckten Wettbewerbsbeschränkungen vereinbart sind

Å Der Austausch wettbewerblich sensibler Informationen muss auf das absolut notwendige Maß begrenzt werden

ü Praxistipp: Begrenzung des Informationsflusses durch Aufbau eines abgeschirmten und kartellrechtlich 

geschulten Vermarktungsteams

Å Eine Einzelfreistellung nach Artikel 101 Abs. 3 AEUV, Ä2 GWB ist denkbar, erfordert aber eine Einzelfallprüfung

Vermarktungsvereinbarungen
Rechtlichen Einordnung
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Å Produktionsvereinbarungen: Vereinbarung zwischen Wettbewerbern über die gemeinsame

Produktion oder die Spezialisierung bei der Produktion bzw. Lohnfertigungsabreden zwischen 

Wettbewerbern

Å Denkbare Praxisbeispiele für Produktionskooperationen:

Gemeinsamer Aufbau von Produktionsstandorten 

Vereinbarungen darüber, dass nur noch einer der Wettbewerber bestimmte Produkte 

herstellt und dem anderen zur Verfügung gestellt wird 

Beauftragung eines Wettbewerbers mit der Herstellung eines (Vor-)Produkts 

Produktionsvereinbarung
Was ist damit gemeint?
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Å Spezialisierungsvereinbarungen: 

- Formen: betrifft sowohl einseitige Spezialisierungen (eine Partei stellt die Produktion ein, um diese von der anderen 

Partei zu beziehen) als auch gegenseitige Spezialisierung (mind. zwei Parteien stellen die Produktion ein, um 

gegenseitig voneinander zu beziehen)

- Freistellung nach der Spezialisierungs-GVO, für Spezialisierungsvereinbarung, Alleinbezugs- und 

Alleinbelieferungsverpflichtung sowie gemeinsamen Vertrieb 

- Marktanteilsschwellen für Spezialisierungsprodukte (bzw. nachgelagerten Markt bei Zwischenprodukten) nicht 

überschritten: 20% 

- Keine Kernbeschränkungen 

Produktionsvereinbarung 
Rechtlichen Einordnung
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Å Produktionsvereinbarungen: betrifft insb. die gemeinsame Produktion, z.B. durch ein Gemeinschaftsunternehmen, ein 

gemeinsames Team oder eine gemeinsame Organisation, oder Zuliefervereinbarungen

- Keine spezielle GVO ïPrüfung nach allgemeinen Grundsätzen 

- Fallgruppen bei denen wettbewerbsbeschränkende Auswirkungen von Produktionsvereinbarungen und 

Lohnfertigungsabreden unwahrscheinlich sind: (i) Parteien sind keine Wettbewerber, (ii) Vereinbarung ermöglicht die 

Produktion eines neuen Produkts, oder (iii) gemeinsamer Marktanteil überschreitet nicht 20% 

- Keine bezweckten Wettbewerbsbeschränkungen (wie Absprachen zu Preisen, Märkte und Kunden) 

- Keine bewirkten WettbewerbsbeschränkungenË, z.B. durch Angleichungseffekte bei Kosten oder 

Informationsaustausch 

- Eine Einzelfreistellung nach Artikel 101 Abs. 3 AEUV, Ä2 GWB ist denkbar, erfordert aber eine Einzelfallprüfung

Produktionsvereinbarung 
Rechtlichen Einordnung
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Nachhaltigkeitskooperationen04
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Å Nachhaltigkeitskooperationen: Kooperation zwischen Unternehmen zur gemeinsamen Erreichung eines 

Nachhaltigkeitsziels, z.B. weniger Treibhausgase, gemeinsames Recyclingsystem

Zulässige Nachhaltigkeitskooperation Verdecktes Preiskartell

Å Denkbare Praxisbeispiele Nachhaltigkeitskooperationen:

Entwicklung eines gemeinsamen Standards für die Energieeffizienz von Maschinen

Gemeinsame Verpflichtung zur Verwendung ausschließlich erneuerbarer Energien in der Produktion

Festlegung von einheitlichen Produktionsstandards 

Nachhaltigkeitskooperationen
Was ist damit gemeint?
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Å Nachhaltigkeitsvereinbarungen, können mit Art. 101 AEUV, Ä1 GWB im Einzelfall und in engen Grenzen vereinbar sein 

Å Zunächst darf kein verdecktes ĂHardcore-Kartellñ unter dem Deckmantel der Nachhaltigkeit vorliegen, z. B.:

- Preisfestsetzung (einschließlich Preisbestandteile wie Rabatte usw.)

- Aufteilung von Märkten oder Kundengruppen

- Einschränkung des Innovations- oder Qualitätswettbewerbs

Å Bestimmte Nachhaltigkeitsvereinbarungen sind häufig schon nicht von Art. 101 Abs. 1 AEUV, Ä1 GWB erfasst:

Gegenseitige Verpflichtungen zur Einhaltung von gesetzlichen Vorgaben im Nachhaltigkeitsbereich

Vereinbarungen, die die interne Nachhaltigkeit von Unternehmen betreffen und keine Auswirkung auf 

Wettbewerbsparameter am Markt haben, z.B. Verpflichtung in der Mensa kein Einwegplastik zu verwenden

Aufbau einer Datenbank über das Nachhaltigkeitslevel von Geschäftspartnern (z.B. Lieferanten), solange damit 

keine Verpflichtung einhergeht, bestimmte Geschäftspartner zu meiden

Branchenweite, allgemeine Kampagnen um das Thema Nachhaltigkeit in den Fokus zu rücken

Nachhaltigkeitskooperationen
Rechtlichen Anforderungen
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Å Bei der Schaffung eines Nachhaltigkeits-Labels/Standards sollte darauf geachtet werden:

Prozess ist transparent und steht allen Interessenten offen

Zugang zum Label/Standard erfolgt diskriminierungsfrei

Teilnahme und Einhaltung des Labels/Standards bleibt freiwillig

Möglichkeit für individuell höheren Standard besteht

Signifikanter Preisanstieg/Qualitätsverlust findest nicht statt oder gemeinsamer Marktanteil der beteiligten 

Unternehmen überschreitet 20 % nicht

Austausch wettbewerblich sensibler Informationen ist auf das absolut Notwendige beschränkt 

Å Nachhaltigkeitsvereinbarung kann auch in einer Gruppenfreistellungsverordnung erfasst sein, z. B. FuE-GVO

Å Sonst: Häufig detaillierte Analyse der Voraussetzungen einer Einzelfreistellung nach Artikel 101 Abs. 3 AEUV, Ä2 GWB 

notwendig

ü In Zweifelsfällen bietet sich eine Konsultation mit den Wettbewerbsbehörden an!

Nachhaltigkeitskooperationen
Rechtlichen Anforderungen


